

Aufhebung gem. § 124 Nr. 4 ZPO

_____________ PKH

Verfügung

1. Beschluss:

In pp

wird die am ___________________ der/dem _________________________

bewilligte Prozesskostenhilfe gem. § 124 Nr. 4 ZPO aufgehoben.

Die Partei ist länger als 3 Monate mit der Zahlung einer Rate im Rückstand und hat 
trotz Aufforderung auch nicht den Zahlungsverzug angemessen begründet.

Gründe:

Obwohl die Partei mit Schreiben vom ______200___ letztmalig an die Einzahlung
der fälligen Rate(n) erinnert wurde, ist bis​her ein Zahlungseingang nicht erfolgt.

Die Prozesskostenhilfe ist daher gem. § 124 Nr. 4 ZPO aufzuheben.

Die bisher auf die Partei entfallenden Kosten werden gesondert durch die Gerichtskasse eingezogen.

______________________


______________________



2. Ausfertigung zu 1) an

a) Zahlungspflichtigen

b) Rechtsanwalt/Rechtsanwälte _________________

( Zusatz zu b)

Die bereits angemeldete Wahlanwaltsvergütung kann nicht mehr – in voller Höhe - erstattet werden. Die Möglichkeit einer Festsetzung gem. § 11 RVG bleibt unberührt.



3. Frau/Herrn Kostenb. zur weiteren Veranlassung 
gem. Ziffer 9.1. DB – PKHG mit dem Hinweis, dass gem. § 59 RVG ein Übergangsanspruch in Höhe von ____________ EUR zu berücksichtigen ist.



_____________________


_____________________

